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Beschlussempfehlung und Bericht 

 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksache 14/5437 –

Entwurf eines Gesetzes zu dem Haager Übereinkommen vom 29. Mai 1993 
über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der internationalen Adoption

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksache 14/6011 –

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Rechtsfragen auf dem Gebiet 
der internationalen Adoption und zur Weiterentwicklung des Adoptions-
vermittlungsrechts

c) zu dem Antrag der Abgeordneten Norbert Geis, Maria Eichhorn, 
Renate Diemers, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
– Drucksache 14/4932 –

Ratifizierung des Haager Adoptionsabkommens

 

A. Problem

 

Das Haager Übereinkommen vom 29. Mai 1993 ist am 1. Mai 1995 in Kraft
getreten. Inzwischen gehören ihm bereits 41 Staaten an, darunter wichtige Her-
kunftsländer, wie etwa Rumänien und mehrere lateinamerikanische Staaten.
Das Übereinkommen regelt die zwischenstaatliche Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der internationalen Adoption und will gewährleisten, dass die grenz-
überschreitende Adoption dem W ohl des Kindes dient und dessen Rechte
wahrt. Zur Umsetzung des Übereinkommens in das deutsche Recht sollen
durch ein Begleitgesetz zentrale Behörden bestimmt und die Verfahrensschritte
bei einer internationalen Adoptionsvermittlung geregelt werden.
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B. Lösung

 

Ratifikation des am 7. November 1997 von der Bundesrepublik Deutschlan
gezeichneten Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption sowie die Umsetzung
der sich hieraus ergebenden Anforderungen im Wege der Annahme des Geset-
zes zur Regelung von Rechtsfragen auf dem Gebiet der internationalen Adop-
tion und zur Weiterentwicklung des Adoptionsvermittlungsrechts.

Zu a)

 

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs

 

zu b)

 

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in der Ausschussfassung

 

zu c)

 

Einvernehmliche Erledigterklärung des Antrags

 

C. Alternativen

 

Abschluss bilateraler Vereinbarungen mit einzelnen Herkunftsstaaten.

 

D. Kosten

 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. Wegen der näheren Einzelheiten wird auf
die Kostendarstellungen in den Drucksachen 14/5437 und 14/6011 verwiesen.
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Beschlussempfehlung

 

Der Bundestag wolle beschließen,

a) den Gesetzentwurf – Drucksache 14/5437 – unverändert anzunehmen,

b) den Gesetzentwurf – Drucksache 14/6011 – in der aus der nachstehenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen,

c) den Antrag – Drucksache 14/4932 – für erledigt zu erklären.

Berlin, den 4. Juli 2001

 

Der Rechtsausschuss 

Dr. Rupert Scholz

 

Vorsitzender

 

Margot von Renesse

 

Berichterstatterin

 

Ronald Pofalla

 

Berichterstatter

 

Volker Beck (Köln)

 

Berichterstatter

 

Rainer Funke

 

Berichterstatter

 

Sabine Jünger

 

Berichterstatterin
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E n t w u r f
—

B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s
—

 

Zusammenstellung

 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung von Rechtsfragen auf dem Gebiet 
der internationalen Adoption und zur Weiterentwicklung 
des Adoptionsvermittlungsrechts
– Drucksache 14/6011 –
mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

 

Gesetz zur Regelung von Rechtsfragen 
auf dem Gebiet der internationalen Adoption 
und zur Weiterentwicklung des Adoptions-

vermittlungsrechts

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

 

Artikel 1

Gesetz zur Ausführung 
des Haager Übereinkommens vom 29. Mai 1993 

über den Schutz von Kindern 
und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der internationalen Adoption 
(Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetz – 

AdÜbAG)

Inhaltsübersicht

 

u n v e r ä n d e r t

 

Gesetz zur Regelung von Rechtsfragen 
auf dem Gebiet der internationalen Adoption 
und zur Weiterentwicklung des Adoptions-

vermittlungsrechts

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

 

Artikel 1

Gesetz zur Ausführung 
des Haager Übereinkommens vom 29. Mai 1993 

über den Schutz von Kindern 
und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der internationalen Adoption
(Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetz – 

AdÜbAG)

Inhaltsübersicht

 

Abschnitt 1
Begriffsbestimmungen, Zuständigkeiten und Verfahren

§ 1 Begriffsbestimmungen 
§ 2 Sachliche Zuständigkeiten 
§ 3 Verfahren

Abschnitt 2
Internationale Adoptionsvermittlung im Verhältnis 

zu anderen Vertragsstaaten
§ 4 Adoptionsbewerbung 
§ 5 Aufnahme eines Kindes 
§ 6 Einreise und Aufenthalt 
§ 7 Bereiterklärung zur Adoption; V erantwortlichkeiten

für ein Adoptivpflegekin

Abschnitt 3
Bescheinigungen über das Zustandekommen oder 

die Umwandlung eines Annahmeverhältnisses
§ 8 Bescheinigungen über eine im Inland vollzogene An-

nahme oder Umwandlung eines Annahmeverhältnis-
ses 

§ 9 Überprüfung ausländischer Bescheinigungen über den
Vollzug einer Annahme oder die Umwandlung eines
Annahmeverhältnisses
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s

 

Abschnitt 1
Begriffsbestimmungen, Zuständigkeiten und Verfahren

§ 1

 

u n v e r ä n d e r t

 

§ 2
Sachliche Zuständigkeiten

 

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Die Bundeszentralstelle nimmt die Aufgaben gemäß
Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 des Übereinkommens sowie gemäß
§ 4 Abs. 6 und § 9 dieses Gesetzes wahr und koordiniert die
Erfüllung der Aufgaben nach den Artikeln 7 

 

und

 

 9 des
Übereinkommens mit den Auslandsvermittlungsstellen. 

 

Die
Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 8 des Übereinkom-
mens koordiniert sie mit den zentralen Adoptionsstellen.

 

Abschnitt 4
Zeitlicher Anwendungsbereich

§ 10 Anwendung des Abschnitts 2 
§ 11 Anwendung des Abschnitts 3

 

Abschnitt 1
Begriffsbestimmungen, Zuständigkeiten und Verfahren

§ 1
Begriffsbestimmungen

 

(1) Zentrale Behörden im Sinne des Artikels 6 des Haager
Übereinkommens vom 29. Mai 1993 über den Schutz von
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der inter -
nationalen Adoption (BGBl. … II S. …) (Übereinkommen)
sind der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof als
Bundeszentralstelle für Auslandsadoption (Bundeszentral-
stelle) und die zentralen Adoptionsstellen der Landesju-
gendämter (zentrale Adoptionsstellen).

(2) Andere staatliche Stellen im Sinne der Artikel 9 und
22 Abs. 1 des Übereinkommens sind die Adoptionsvermitt-
lungsstellen der Jugendämter, soweit ihnen nach § 2a Abs. 3
Nr. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes die internationale
Adoptionsvermittlung im Verhältnis zu Vertragsstaaten des
Übereinkommens gestattet ist.

(3) Zugelassene Or ganisationen im Sinne der Artikel 9
und 22 Abs. 1 des Übereinkommens sind die anerkannten
Auslandsvermittlungsstellen, soweit sie zur internationalen
Adoptionsvermittlung im Verhältnis zu Vertragsstaaten des
Übereinkommens zugelassen sind (§ 2a Abs. 3 Nr . 3, § 4
Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes).

(4) Im Sinne dieses Gesetzes
1. sind Auslandsvermittlungsstellen die zentralen Adop-

tionsstellen und die in den Absätzen 2 und 3 genannten
Adoptionsvermittlungsstellen;

2. ist zentrale Behörde des Heimatstaates (Artikel 2 Abs. 1
des Übereinkommens) die Stelle, die nach dem Recht
dieses Staates die jeweils in Betracht kommende Auf-
gabe einer zentralen Behörde wahrnimmt.

 

§ 2
Sachliche Zuständigkeiten

 

(1) Die in § 1 Abs. 2 und 3 genannten Adoptionsvermitt-
lungsstellen nehmen unbeschadet des Absatzes 3 Satz 1 für
die von ihnen betreuten V ermittlungsfälle die Aufgaben
nach den Artikeln 9 und 14 bis 21 des Übereinkommens
wahr, die anerkannten Auslandsvermittlungsstellen jedoch
nur hinsichtlich der Vermittlung eines Kindes mit gewöhnli-
chem Aufenthalt im Ausland an Adoptionsbewerber mit ge-
wöhnlichem Aufenthalt im Inland.

(2) Die Bundeszentralstelle nimmt die Aufgaben gemäß
Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 des Übereinkommens sowie gemäß
§ 4 Abs. 6 und § 9 dieses Gesetzes wahr und koordiniert die
Erfüllung der Aufgaben nach den Artikeln 7 

 

bis

 

 9 des Über-
einkommens mit den Auslandsvermittlungsstellen. Soweit
die Aufgaben nach dem Übereinkommen nicht nach Satz 1
der Bundeszentralstelle zugewiesen sind oder nach Absatz 1
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s

Soweit die Aufgaben nach dem Übereinkommen nicht nach
Satz 1 der Bundeszentralstelle zugewiesen sind oder nach
Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 von Jugendämtern, anerkann-
ten Auslandsvermittlungsstellen oder sonstigen zuständigen
Stellen wahr genommen werden, nehmen die zentralen
Adoptionsstellen diese Aufgaben wahr.

(3) u n v e r ä n d e r t

 

§ 3

 

u n v e r ä n d e r t

 

Abschnitt 2
Internationale Adoptionsvermittlung im Verhältnis 

zu anderen Vertragsstaaten

§ 4

 

u n v e r ä n d e r t

oder Absatz 3 Satz 1 von Jugendämtern, anerkannten Aus-
landsvermittlungsstellen oder sonstigen zuständigen Stellen
wahrgenommen werden, nehmen die zentralen Adoptions-
stellen diese Aufgaben wahr.

(3) In Bezug auf die in den Artikeln 8 und 21 des Über -
einkommens vor gesehenen Maßnahmen bleiben die all-
gemeinen gerichtlichen und behördlichen Zuständigkeiten
unberührt. In den Fällen des Artikels 21 Abs. 1 des Überein-
kommens obliegt jedoch die V erständigung mit der zentra-
len Behörde des Heimatstaates den nach den Absätzen 1
oder 2 zuständigen Stellen.

 

§ 3
Verfahren

 

(1) Die Bundeszentralstelle und die Auslandsvermitt-
lungsstellen können unmittelbar mit allen zuständigen Stel-
len im Inland und im Ausland verkehren. Auf ihre Tätigkeit
finden die orschriften des Adoptionsvermittlungsgesetzes
Anwendung. Die §§ 9b und 9d des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes gelten auch für die von der zentralen Behörde eines
anderen Vertragsstaates des Übereinkommens übermittelten
personenbezogenen Daten und Unterlagen. Für die zentralen
Adoptionsstellen und die Jugendämter gilt er gänzend das
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch, soweit nicht bereits § 9d des
Adoptionsvermittlungsgesetzes auf diese Bestimmungen
verweist.

(2) Das Verfahren der Bundeszentralstelle gilt unbescha-
det des Absatzes 1 Satz 2 und 3 als Justizverwaltungsverfah-
ren. In Verfahren nach § 4 Abs. 6 oder § 9 kann dem Antrag-
steller aufgegeben werden, geeignete Nachweise oder
beglaubigte Übersetzungen beizubringen. Die Bundeszen-
tralstelle kann erforderliche Übersetzungen selbst in Auftrag
geben; die Höhe der Entschädigung für die Übersetzungen
richtet sich nach dem Gesetz über die Entschädigung von
Zeugen und Sachverständigen.

 

Abschnitt 2
Internationale Adoptionsvermittlung im Verhältnis 

zu anderen Vertragsstaaten

§ 4
Adoptionsbewerbung

 

(1) Adoptionsbewerber mit gewöhnlichem Aufenthalt im
Inland richten ihre Bewerbung entweder an die zentrale
Adoptionsstelle oder das nach § 2 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 1 Abs. 2 zuständige Jugendamt, in deren Bereich sie sich
gewöhnlich aufhalten, oder an eine der anerkannten Aus-
landsvermittlungsstellen im Sinne des § 1 Abs. 3.

(2) Den Adoptionsbewerbern obliegt es,
1. anzugeben, aus welchem Heimatstaat sie ein Kind an-

nehmen möchten,
2. an den V oraussetzungen für die V orlage eines Berichts

nach § 7 Abs. 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes mit-
zuwirken und

3. zu versichern, dass eine weitere Bewerbung um die V er-
mittlung eines Kindes aus dem Ausland nicht anhängig ist.
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s

 

§ 5

 

u n v e r ä n d e r t

(3) Die Auslandsvermittlungsstelle berät die Adop-
tionsbewerber. Sie teilt den Adoptionsbewerbern rechtzeitig
vor der ersten Übermittlung personenbezogener Daten an
den Heimatstaat mit, inwieweit nach ihrem Kenntnisstand in
dem Heimatstaat der Schutz des Adoptionsgeheimnisses
und anderer personenbezogener Daten sowie die Haftung für
eine unzulässige oder unrichtige V erarbeitung per -
sonenbezogener Daten gewährleistet sind, und weist die
Adoptionsbewerber auf insoweit bestehende Gefahren hin.

(4) Die Auslandsvermittlungsstelle kann eigene Ermitt-
lungen anstellen und nach Beteiligung der für den gewöhnli-
chen Aufenthaltsort der Adoptionsbewerber zuständigen
örtlichen Adoptionsvermittlungsstelle (§ 9a des Adoptions-
vermittlungsgesetzes) den in Absatz 2 Nr . 2 genannten Be-
richt selbst erstellen.

(5) Hat sich die Auslandsvermittlungsstelle von der Eig-
nung der Adoptionsbewerber überzeugt, so leitet sie die er -
forderlichen Bewerbungsunterlagen einschließlich eines Be-
richts nach Artikel 15 des Übereinkommens der zentralen
Behörde des Heimatstaates zu. Die Übermittlung bedarf der
Einwilligung der Adoptionsbewerber.

(6) Auf Antrag der Adoptionsbewerber wirkt die Bundes-
zentralstelle bei der Übermittlung nach Absatz 5 und bei der
Übermittlung sonstiger die Bewerbung betref fender Mittei-
lungen an die zentrale Behörde des Heimatstaates mit. Sie soll
ihre Mitwirkung versagen, wenn die beantragte Übermittlung
nach Form oder Inhalt den Bestimmungen des Übereinkom-
mens oder des Heimatstaates erkennbar nicht genügt.

 

§ 5
Aufnahme eines Kindes

 

(1) Der Vermittlungsvorschlag der zentralen Behörde des
Heimatstaates bedarf der Billigung durch die Auslandsver -
mittlungsstelle. Diese hat insbesondere zu prüfen, ob
1. die Annahme dem Wohl des Kindes dient und
2. a) mit der Begründung eines Annahmeverhältnisses im

Inland zu rechnen ist oder,
b) sofern die Annahme im Ausland vollzogen werden

soll, diese nicht zu einem Er gebnis führt, das unter
Berücksichtigung des Kindeswohls mit wesentlichen
Grundsätzen des deutschen Rechts of fensichtlich un-
vereinbar, insbesondere mit den Grundrechten unver-
einbar ist. 

Die Auslandsvermittlungsstelle kann vor oder nach Ein-
gang eines V ermittlungsvorschlags einen Meinungsaus-
tausch mit der zentralen Behörde des Heimatstaates aufneh-
men. Ein Meinungsaustausch sowie die Billigung oder
Ablehnung eines V ermittlungsvorschlags sind mit den je-
weils dafür maßgeblichen fachlichen Erwägungen akten-
kundig zu machen.

(2) Hat die Auslandsvermittlungsstelle den Vermittlungs-
vorschlag nach Absatz 1 gebilligt, so setzt sie die Adoptions-
bewerber über den Inhalt der ihr aus dem Heimatstaat über -
mittelten personenbezogenen Daten und Unterlagen über
das vorgeschlagene Kind in Kenntnis und berät sie über des-
sen Annahme. Identität und Aufenthaltsort des Kindes, sei-
ner Eltern und sonstiger Sorgeinhaber soll sie vor Erteilung
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s

 

§ 6

 

u n v e r ä n d e r t

 

§ 7

 

u n v e r ä n d e r t

der Zustimmungen nach Artikel 17 Buchstabe c des Über -
einkommens nur of fenbaren, soweit die zentrale Behörde
des Heimatstaates zustimmt.

(3) Hat die Beratung nach Absatz 2 stattgefunden, so for-
dert die Auslandsvermittlungsstelle die Adoptionsbewerber
auf, innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist eine Er -
klärung nach § 7 Abs. 1 abzugeben. Ist die Abgabe dieser
Erklärung nachgewiesen, so kann die Auslandsvermitt-
lungsstelle Erklärungen nach Artikel 17 Buchstabe b und c
des Übereinkommens abgeben.

(4) Die Auslandsvermittlungsstelle soll sich über die Prü-
fung und Beratung nach Absatz 1 und 2 Satz 1 mit der für
den gewöhnlichen Aufenthaltsort der Adoptionsbewerber
zuständigen örtlichen Adoptionsvermittlungsstelle ins Be-
nehmen setzen. Sie unterrichtet diese über die Abgabe der
Erklärungen gemäß Absatz 3 Satz 2.

 

§ 6
Einreise und Aufenthalt

 

(1) Zum Zwecke der Herstellung und W ahrung einer fa-
miliären Lebensgemeinschaft zwischen den Adoptionsbe-
werbern und dem aufzunehmenden Kind finden auf desse
Einreise und Aufenthalt die V orschriften des Ausländer ge-
setzes über den Kindernachzug vor dem V ollzug der An-
nahme entsprechende Anwendung, sobald

1. die Auslandsvermittlungsstelle den V ermittlungsvor-
schlag der zentralen Behörde des Heimatstaates nach § 5
Abs. 1 Satz 1 gebilligt hat und

2. die Adoptionsbewerber sich gemäß § 7 Abs. 1 mit dem
Vermittlungsvorschlag einverstanden erklärt haben.
(2) Auf Ersuchen der Auslandsvermittlungsstelle stimmt

die Ausländerbehörde der Erteilung eines erforderlichen
Sichtvermerks vorab zu, sofern die V oraussetzungen des
Absatzes 1 erfüllt sind und ausländerrechtliche Vorschriften
nicht entgegenstehen. Der Sichtvermerk wird dem Kind von
Amts wegen erteilt, wenn die Auslandsvermittlungsstelle
darum ersucht und ausländerrechtliche V orschriften nicht
entgegenstehen.

(3) Entfällt der in Absatz 1 genannte Aufenthaltszweck,
so wird die dem Kind erteilte Aufenthaltserlaubnis als eigen-
ständiges Aufenthaltsrecht befristet verlängert, solange
nicht die Voraussetzungen für die unbefristete Verlängerung
vorliegen oder die zuständige Stelle nach Artikel 21 Abs. 1
Buchstabe c des Übereinkommens die Rückkehr des Kindes
in seinen Heimatstaat veranlasst. W ar dem Kind nach § 29
Abs. 2 oder § 31 Abs. 1 des Ausländergesetzes eine Aufent-
haltsbewilligung oder Aufenthaltsbefugnis erteilt, so wird
ihm nach Maßgabe des Satzes 1 eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt und verlängert.

 

§ 7
Bereiterklärung zur Adoption;

Verantwortlichkeiten für ein Adoptivpflegekind

 

(1) Die Erklärung der Adoptionsbewerber, dass diese bereit
sind, das ihnen vorgeschlagene Kind anzunehmen, ist gegenü-
ber dem Jugendamt abzugeben, in dessen Bereich ein Adopti-
onsbewerber zur Zeit der Aufforderung nach § 5 Abs. 3 Satz 1
mit Hauptwohnsitz gemeldet ist. Die Erklärung bedarf der öf-



 

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 9 –

 

Drucksache

 

 14/

 

6583

 

E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  6 .  A u s s c h u s s e s

 

Abschnitt 3
Bescheinigungen über das Zustandekommen oder 

die Umwandlung eines Annahmeverhältnisses

§ 8

 

u n v e r ä n d e r t

fentlichen Beurkundung. Das Jugendamt übersendet der Aus-
landsvermittlungsstelle eine beglaubigte Abschrift.

(2) Auf Grund der Erklärung nach Absatz 1 sind die
Adoptionsbewerber gesamtschuldnerisch verpflichtet, öf
fentliche Mittel zu erstatten, die vom Zeitpunkt der Einreise
des Kindes an für die Dauer von sechs Jahren für den Le-
bensunterhalt des Kindes aufgewandt werden. Die zu erstat-
tenden Kosten umfassen sämtliche öf fentlichen Mittel für
den Lebensunterhalt einschließlich der Unterbringung, der
Ausbildung, der Versorgung im Krankheits- und Pflegefall
auch soweit die Aufwendungen auf einem gesetzlichen An-
spruch des Kindes beruhen. Sie umfassen jedoch nicht sol-
che Mittel, die
1. aufgewandt wurden, während sich das Kind rechtmäßig

in der Obhut der Adoptionsbewerber befand, und

2. auch dann aufzuwenden gewesen wären, wenn zu diesem
Zeitpunkt ein Annahmeverhältnis zwischen den Adop-
tionsbewerbern und dem Kind bestanden hätte.

Die Verpflichtung endet, wenn das Kind angenommen wird
(3) Der Erstattungsanspruch steht der öf fentlichen Stelle

zu, die die Mittel aufgewandt hat. Erlangt das Jugendamt von
der Aufwendung öffentlicher Mittel nach Absatz 2 Kenntnis,
so unterrichtet es die in Satz 1 genannte Stelle über den Erstat-
tungsanspruch und erteilt ihr alle für dessen Geltendmachung
und Durchsetzung erforderlichen Auskünfte.

(4) Das Jugendamt, auch soweit es als Vormund oder Pfle
ger des Kindes handelt, ein anderer für das Kind bestellter
Vormund oder Pfleger sowie die Adoptionsvermittlungsstelle
die Aufgaben der Adoptionsbegleitung nach § 9 des Adop-
tionsvermittlungsgesetzes wahrnimmt, unterrichten die Aus-
landsvermittlungsstelle über die Entwicklung des aufgenom-
menen Kindes, soweit die Auslandsvermittlungsstelle diese
Angaben zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Artikeln 9,
20 und 21 des Übereinkommens benötigt. Bis eine Annahme
als Kind ausgesprochen ist, haben das Jugendamt, die Auslän-
derbehörde, das Vormundschafts- und das Familiengericht die
Auslandsvermittlungsstelle außer bei Gefahr im Verzug an al-
len das aufgenommene Kind betreffenden Verfahren zu betei-
ligen; eine wegen Gefahr im V erzug unterbliebene Beteili-
gung ist unverzüglich nachzuholen.

 

Abschnitt 3
Bescheinigungen über das Zustandekommen oder 

die Umwandlung eines Annahmeverhältnisses

§ 8
Bescheinigungen über eine im Inland vollzogene 

Annahme oder Umwandlung eines 
Annahmeverhältnisses

 

Hat eine zentrale Adoptionsstelle die Zustimmung gemäß
Artikel 17 Buchstabe c des Übereinkommens erteilt, so stellt
diese auf Antrag desjenigen, der ein rechtliches Inte resse
hat, die Bescheinigung gemäß Artikel 23 oder Artikel 27
Abs. 2 des Übereinkommens aus. Hat ein Jugendamt oder
eine anerkannte Auslandsvermittlungsstelle die Zustim-
mung erteilt, so ist die zentrale Adoptionsstelle zuständig, zu
deren Bereich das Jugendamt gehört oder in deren Bereich
die anerkannte Auslandsvermittlungsstelle ihren Sitz hat.
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§ 9

 

u n v e r ä n d e r t

 

Abschnitt 4
Zeitlicher Anwendungsbereich

§ 10

 

u n v e r ä n d e r t

 

§ 11

 

u n v e r ä n d e r t

 

Artikel 2

 

u n v e r ä n d e r t

 

§ 9
Überprüfung ausländischer Bescheinigungen 

über den Vollzug einer Annahme oder die Umwandlung 
eines Annahmeverhältnisses

 

Auf Antrag desjenigen, der ein rechtliches Interesse hat,
prüft und bestätigt die Bundeszentralstelle die Echtheit einer
Bescheinigung über die in einem anderen Vertragsstaat voll-
zogene Annahme oder Umwandlung eines Annahmeverhält-
nisses, die Übereinstimmung ihres Inhalts mit Artikel 23
oder Artikel 27 Abs. 2 des Übereinkommens sowie die Zu-
ständigkeit der erteilenden Stelle. Die Bestätigung erbringt
Beweis für die in Satz 1 genannten Umstände; der Nachweis
ihrer Unrichtigkeit ist zulässig.

 

Abschnitt 4
Zeitlicher Anwendungsbereich

§ 10
Anwendung des Abschnitts 2

 

(1) Die Bestimmungen des Abschnitts 2 sind im Verhält-
nis zu einem anderen V ertragsstaat des Übereinkommens
anzuwenden, wenn das Übereinkommen im Verhältnis zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und diesem V er-
tragsstaat in Kraft ist und wenn die Bewerbung nach § 4
Abs. 1 der Auslandsvermittlungsstelle nach dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens zugegangen ist.

(2) Die Bundeszentralstelle kann mit der zentralen Be-
hörde des Heimatstaates die Anwendung der Bestimmungen
des Übereinkommens auch auf solche Bewerbungen ver -
einbaren, die der Auslandsvermittlungsstelle vor dem in Ab-
satz 1 genannten Zeitpunkt zugegangen sind. Die Vereinba-
rung kann zeitlich oder sachlich beschränkt werden. Auf
einen Vermittlungsfall, der einer Vereinbarung nach den Sät-
zen 1 und 2 unterfällt, sind die Bestimmungen des Ab-
schnitts 2 anzuwenden.

 

§ 11
Anwendung des Abschnitts 3

 

(1) Eine Bescheinigung nach § 8 wird ausgestellt, sofern
die Annahme nach dem in § 10 Abs. 1 genannten Zeitpunkt
und auf Grund der in Artikel 17 Buchstabe c des Übereinkom-
mens vorgesehenen Zustimmungen vollzogen worden ist.

(2) Eine Bestätigung nach § 9 wird erteilt, sofern das
Übereinkommen im V erhältnis zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und dem Staat, dessen zuständige Stelle
die zur Bestätigung vor gelegte Bescheinigung ausgestellt
hat, in Kraft ist.

 

Artikel 2

Gesetz über Wirkungen der Annahme als Kind 
nach ausländischem Recht 

(Adoptionswirkungsgesetz – AdWirkG)

 

§ 1
Anwendungsbereich

 

Die V orschriften dieses Gesetzes gelten für eine An-
nahme als Kind, die auf einer ausländischen Entscheidung
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oder auf ausländischen Sachvorschriften beruht. Sie gelten
nicht, wenn der Angenommene zur Zeit der Annahme das
achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte.

 

§ 2
Anerkennungs- und Wirkungsfeststellung

 

(1) Auf Antrag stellt das V ormundschaftsgericht fest, ob
eine Annahme als Kind im Sinne des § 1 anzuerkennen oder
wirksam und ob das Eltern-Kind-V erhältnis des Kindes zu
seinen bisherigen Eltern durch die Annahme erloschen ist.

(2) Im Falle einer anzuerkennenden oder wirksamen An-
nahme ist zusätzlich festzustellen,
1. wenn das in Absatz 1 genannte Eltern-Kind-V erhältnis

erloschen ist, dass das Annahmeverhältnis einem nach
den deutschen Sachvorschriften begründeten Annahme-
verhältnis gleichsteht, 

2. andernfalls, dass das Annahmeverhältnis in Ansehung
der elterlichen Sor ge und der Unterhaltspflicht des An
nehmenden einem nach den deutschen Sachvorschriften
begründeten Annahmeverhältnis gleichsteht.

Von der Feststellung nach Satz 1 kann abgesehen werden,
wenn gleichzeitig ein Umwandlungsausspruch nach § 3 er-
geht.

(3) Spricht ein deutsches V ormundschaftsgericht auf der
Grundlage ausländischer Sachvorschriften die Annahme aus,
so hat es die in den Absätzen 1 und 2 vor gesehenen Feststel-
lungen von Amts wegen zu tref fen. Eine Feststellung über
Anerkennung oder Wirksamkeit der Annahme ergeht nicht.

 

§ 3
Umwandlungsausspruch

 

(1) In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 kann das Vor-
mundschaftsgericht auf Antrag aussprechen, dass das Kind
die Rechtsstellung eines nach den deutschen Sachvorschrif-
ten angenommenen Kindes erhält, wenn
1. dies dem Wohl des Kindes dient,
2. die erforderlichen Zustimmungen zu einer Annahme mit

einer das Eltern-Kind-V erhältnis beendenden W irkung
erteilt sind und

3. überwiegende Interessen des Ehegatten oder der Kinder
des Annehmenden oder des Angenommenen nicht entge-
genstehen.

Auf die Erforderlichkeit und die Erteilung der in Satz 1
Nr. 2 genannten Zustimmungen finden die für die Zustim
mungen zu der Annahme maßgebenden V orschriften sowie
Artikel 6 des Einführungsgesetzes zum Bür gerlichen Ge-
setzbuche entsprechende Anwendung. Auf die Zustimmung
des Kindes ist zusätzlich § 1746 Abs. 1 Satz 1 bis 3, Abs. 2
und 3 des Bür gerlichen Gesetzbuchs anzuwenden. Hat der
Angenommene zur Zeit des Beschlusses nach Satz 1 das
achtzehnte Lebensjahr vollendet, so entfällt die V orausset-
zung nach Satz 1 Nr. 1.

(2) Absatz 1 gilt in den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
entsprechend, wenn die W irkungen der Annahme von den
nach den deutschen Sachvorschriften vorgesehenen Wirkun-
gen abweichen.
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§ 4
Antragstellung;

Reichweite der Entscheidungswirkungen

 

(1) Antragsbefugt sind
1. für eine Feststellung nach § 2 Abs. 1

a) der Annehmende, im Fall der Annahme durch Ehe-
gatten jeder von ihnen,

b) das Kind,
c) ein bisheriger Elternteil,
d) der Standesbeamte, dem nach § 15 Abs. 1 Satz 1

Nr. 2 oder 3 des Personenstandsgesetzes die Eintra-
gung des Kindes in das Familienbuch oder nach § 30
Abs. 1 Satz 1 des Personenstandsgesetzes die Eintra-
gung eines Randvermerks zum Geburtseintrag des
Kindes obliegt, oder

e) die Verwaltungsbehörde, die nach § 41 Abs. 2 des
Personenstandsgesetzes über die Beurkundung der
Geburt des Kindes zu entscheiden hat;

2. für einen Ausspruch nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 der An-
nehmende, annehmende Ehegatten nur gemeinschaftlich.

Von der Antragsbefugnis nach Satz 1 Nr . 1 Buchstabe d
und  e ist nur in Zweifelsfällen Gebrauch zu machen. Für
den Antrag nach Satz 1 Nr . 2 gelten § 1752 Abs. 2 und
§ 1753 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(2) Eine Feststellung nach § 2 sowie ein Ausspruch nach
§ 3 wirken für und gegen alle. Die Feststellung nach § 2
wirkt jedoch nicht gegenüber den bisherigen Eltern. In dem
Beschluss nach § 2 ist dessen W irkung auch gegenüber
einem bisherigen Elternteil auszusprechen, sofern dieser das
Verfahren eingeleitet hat oder auf Antrag eines nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c Antragsbefugten betei-
ligt wurde. Die Beteiligung eines bisherigen Elternteils und
der erweiterte W irkungsausspruch nach Satz 3 können in
einem gesonderten Verfahren beantragt werden.

 

§ 5
Zuständigkeit und Verfahren

 

(1) Über Anträge nach den §§ 2 und 3 entscheidet das
Vormundschaftsgericht, in dessen Bezirk ein Oberlandesge-
richt seinen Sitz hat, für den Bezirk dieses Oberlandesge-
richts; für den Bezirk des Kammer gerichts entscheidet das
Amtsgericht Schöneberg. Für die internationale und die ört-
liche Zuständigkeit gilt § 43b des Gesetzes über die Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die Zu-
ständigkeit nach Absatz 1 Satz 1 durch Rechtsverordnung
einem anderen V ormundschaftsgericht des Oberlandesge-
richtsbezirks oder, wenn in einem Land mehrere Oberlan-
desgerichte errichtet sind, einem Vormundschaftsgericht für
die Bezirke aller oder mehrerer Oberlandesgerichte zuzu-
weisen. Sie können die Ermächtigung auf die Landesjustiz-
verwaltungen übertragen.

(3) Das Vormundschaftsgericht entscheidet im Verfahren
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. § 50a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2
und 3 sowie § 50b des Gesetzes über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden entsprechende An
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Artikel 3

Änderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes

 

Das Adoptionsvermittlungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. November 1989 (BGBl. I S. 2016),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1

 

 wird 

 

wie folgt

 

 geändert

 

:

 

aa) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

 

„Das Jugendamt darf die Adoptionsvermittlung
nur durchführen, wenn es eine Adoptionsver -
mittlungsstelle eingerichtet hat; das Landesju-
gendamt hat eine zentrale Adoptionsstelle einzu-
richten. Jugendämter benachbarter Gemeinden
oder Kreise können mit Zustimmung der zentra-
len Adoptionsstelle des Landesjugendamtes eine
gemeinsame Adoptionsvermittlungsstelle errich-
ten.“

 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „und Hamburg“
durch die Wörter „, Hamburg und Saarland“
ersetzt.

 

b) u n v e r ä n d e r t

2. u n v e r ä n d e r t

wendung. Im Verfahren nach § 2 wird ein bisheriger Eltern-
teil nur nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 Satz 3 und 4 angehört.
Im Verfahren nach § 2 ist der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof als Bundeszentralstelle für Auslands-
adoption, im Verfahren nach § 3 sind das Jugendamt und die
zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamtes zu beteili-
gen.

(4) Auf die Feststellung der Anerkennung oder Wirksam-
keit einer Annahme als Kind oder des durch diese bewirkten
Erlöschens des Eltern-Kind-Verhältnisses des Kindes zu sei-
nen bisherigen Eltern, auf eine Feststellung nach § 2 Abs. 2
Satz 1 sowie auf einen Ausspruch nach § 3 Abs. 1 oder 2
oder nach § 4 Abs. 2 Satz 3 findet §56e Satz 2 und 3 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit entsprechende Anwendung. Im Übrigen unterliegen
Beschlüsse nach diesem Gesetz der sofortigen Beschwerde;
sie werden mit ihrer Rechtskraft wirksam. § 4 Abs. 2 Satz 2
bleibt unberührt.

 

Artikel 3

Änderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes

 

Das Adoptionsvermittlungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. November 1989 (BGBl. I S. 2016),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a)

 

In 

 

Absatz 1

 

 werden die 

 

Sätze 2 und 3 wie folgt

 

 ge-
fasst

 

:

„Das Jugendamt darf die Adoptionsvermittlung nur
durchführen, wenn es eine Adoptionsvermittlungs-
stelle eingerichtet hat; das Landesjugendamt hat eine
zentrale Adoptionsstelle einzurichten. Jugendämter
benachbarter Gemeinden oder Kreise können mit Zu-
stimmung der zentralen Adoptionsstelle des Landes-
jugendamtes eine gemeinsame Adoptionsvermitt-
lungsstelle errichten.“

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Organisationen“
die Wörter „mit Sitz im Inland“ eingefügt und die
Wörter „nach Landesrecht zuständigen Behörde“
durch die Wörter „zentralen Adoptionsstelle des Lan-
desjugendamtes“ ersetzt.

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a
Internationale Adoptionsvermittlung

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über internatio-
nale Adoptionsvermittlung sind in allen Fällen anzuwen-
den, in denen das Kind oder die Adoptionsbewerber ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben oder in
denen das Kind innerhalb von zwei Jahren vor Beginn
der Vermittlung in das Inland gebracht worden ist.
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(2) Im Anwendungsbereich des Haager Übereinkom-
mens vom 29. Mai 1993 über den Schutz von Kindern
und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der interna-
tionalen Adoption (BGBl. … II S. …) (Adoptionsüber-
einkommen) gelten er gänzend die Bestimmungen des
Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetzes vom
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses
Gesetzes].

(3) Zur internationalen Adoptionsvermittlung sind be-
fugt:

1. die zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamtes;

2. die Adoptionsvermittlungsstelle des Jugendamtes,
soweit die zentrale Adoptionsstelle des Landes-
jugendamtes ihr diese Tätigkeit im V erhältnis zu
einem oder mehreren bestimmten Staaten allgemein
oder im Einzelfall gestattet hat;

3. eine anerkannte Auslandsvermittlungsstelle (§ 4
Abs. 2) im Rahmen der ihr erteilten Zulassung;

4. eine ausländische zugelassene Organisation im Sinne
des Adoptionsübereinkommens, soweit die Bundes-
zentralstelle (Absatz 4 Satz 1) ihr diese Tätigkeit im
Einzelfall gestattet hat.

(4) Zur Koordination der internationalen Adoptions-
vermittlung arbeiten die in Absatz 3 und in § 15 Abs. 2
genannten Stellen mit dem Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof als Bundeszentralstelle für Aus-
landsadoption (Bundeszentralstelle) zusammen. Das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend kann im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Justiz durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates bestimmen, dass die Bundes-
zentralstelle im Verhältnis zu einzelnen Staaten, die dem
Adoptionsübereinkommen nicht angehören, ganz oder
zum Teil entsprechende Aufgaben wie gegenüber V er-
tragsstaaten wahrnimmt; dabei können diese Aufgaben
im Einzelnen geregelt werden.

(5) Die in Absatz 3 und in § 15 Abs. 2 genannten Stel-
len haben der Bundeszentralstelle

1. zu jedem V ermittlungsfall im Sinne des Absatzes 1
von der ersten Beteiligung einer ausländischen Stelle
an die jeweils verfügbaren Angaben zur Person
(Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort,
Staatsangehörigkeit, Familienstand und W ohnsitz
oder gewöhnlicher Aufenthalt) des Kindes, seiner El-
tern und der Adoptionsbewerber sowie zum Stand
des Vermittlungsverfahrens zu melden,

2. jährlich zusammenfassend über Umfang, Verlauf und
Ergebnisse ihrer Arbeit auf dem Gebiet der interna-
tionalen Adoptionsvermittlung zu berichten und

3. auf deren Ersuchen über einzelne V ermittlungsfälle
im Sinne des Absatzes 1 Auskunft zu geben, soweit
dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 4 und
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 des Adoptionsübereinkom-
mens-Ausführungsgesetzes vom [einsetzen: Ausfer -
tigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] erfor -
derlich ist.
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3. u n v e r ä n d e r t

Die Meldepflicht nach Satz 1 Nr. 1 beschränkt sich auf
eine Meldung über den Abschluss des V ermittlungsver-
fahrens, sofern dieses weder das V erhältnis zu anderen
Vertragsstaaten des Adoptionsübereinkommens noch zu
solchen Staaten betrif ft, die durch Rechtsverordnung
nach Absatz 4 Satz 2 bestimmt worden sind.

(6) Die Bundeszentralstelle speichert die nach Ab-
satz 5 Satz 1 Nr. 1 übermittelten Angaben in einer zen-
tralen Datei. Die Übermittlung der Daten ist zu protokol-
lieren. Die Daten zu einem einzelnen V ermittlungsfall
sind dreißig Jahre nach Eingang der letzten Meldung zu
dem betreffenden Vermittlungsfall zu löschen.“

3. Die §§ 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
„§ 3

Persönliche und fachliche Eignung der Mitarbeiter
(1) Mit der Adoptionsvermittlung dürfen nur Fach-

kräfte betraut werden, die dazu auf Grund ihrer Persön-
lichkeit, ihrer Ausbildung und ihrer beruflichen Erfah
rung geeignet sind. Die gleichen Anforderungen gelten
für Personen, die den mit der Adoptionsvermittlung be-
trauten Beschäftigten fachliche Weisungen erteilen kön-
nen. Beschäftigte, die nicht unmittelbar mit V ermitt-
lungsaufgaben betraut sind, müssen die Anforderungen
erfüllen, die der ihnen übertragenen V erantwortung ent-
sprechen.

(2) Die Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 1
und  2) sind mit mindestens zwei V ollzeitfachkräften
oder einer entsprechenden Zahl von T eilzeitfachkräften
zu besetzen; diese Fachkräfte dürfen nicht überwiegend
mit vermittlungsfremden Aufgaben befasst sein. Die
zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamtes kann
Ausnahmen zulassen.

§ 4
Anerkennung als Adoptionsvermittlungsstelle

(1) Die Anerkennung als Adoptionsvermittlungsstelle
im Sinne des § 2 Abs. 2 kann erteilt werden, wenn der
Nachweis erbracht wird, dass die Stelle
1. die Voraussetzungen des § 3 erfüllt,
2. insbesondere nach ihrer Arbeitsweise und der Fi-

nanzlage ihres Rechtsträgers die ordnungsgemäße
Erfüllung ihrer Aufgaben erwarten lässt und

3. von einer juristischen Person oder Personenvereini-
gung unterhalten wird, die steuerbegünstigte Zwecke
im Sinne der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung ver -
folgt. 

Die Adoptionsvermittlung darf nicht Gegenstand eines
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb
sein.

(2) Zur Ausübung internationaler Adoptionsvermitt-
lung durch eine Adoptionsvermittlungsstelle im Sinne
des § 2 Abs. 2 bedarf es der besonderen Zulassung, die
für die Vermittlung von Kindern aus einem oder mehre-
ren bestimmten Staaten (Heimatstaaten) erteilt wird. Die
Zulassung berechtigt dazu, die Bezeichnung „anerkannte
Auslandsvermittlungsstelle“ zu führen; ohne die Zulas-
sung darf diese Bezeichnung nicht geführt werden. Die
Zulassung kann erteilt werden, wenn der Nachweis er -
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4. § 7 wird wie folgt geändert:
a) u n v e r ä n d e r t

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 bis 4
ersetzt:

„(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Auf Antrag prüft die örtliche Adoptionsvermitt-
lungsstelle die allgemeine Eignung der Adoptionsbe-
werber mit gewöhnlichem Aufenthalt in ihrem Be-
reich zur Annahme eines Kindes mit gewöhnlichem
Aufenthalt im Ausland. Hält die Adoptionsvermitt-

bracht wird, dass die Stelle die Anerkennungsvorausset-
zungen nach Absatz 1 in dem für die Arbeit auf dem
Gebiet der internationalen Adoption erforderlichen be-
sonderen Maße erfüllt; sie ist zu versagen, wenn ihr
überwiegende Belange der Zusammenarbeit mit dem be-
treffenden Heimatstaat entgegenstehen. Die zentrale
Adoptionsstelle des Landesjugendamtes und die Bun-
deszentralstelle unterrichten einander über Erkenntnisse,
die die in Absatz 1 genannten Verhältnisse der anerkann-
ten Auslandsvermittlungsstelle betreffen.

(3) Die Anerkennung nach Absatz 1 oder die Zulas-
sung nach Absatz 2 sind zurückzunehmen, wenn die Vo-
raussetzungen für ihre Erteilung nicht vorgelegen haben.
Sie sind zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach-
träglich weggefallen sind. Nebenbestimmungen zu einer
Anerkennung oder Zulassung sowie die Folgen des Ver-
stoßes gegen eine Auflage unterliegen den allgemeine
Vorschriften.

(4) Zur Prüfung, ob die V oraussetzungen nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 Satz 3 weiterhin vorliegen, ist die
zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamtes berech-
tigt, sich über die Arbeit der Adoptionsvermittlungs-
stelle im Allgemeinen und im Einzelfall, über die per -
sönliche und fachliche Eignung ihrer Leiter und
Mitarbeiter sowie über die rechtlichen und or ganisatori-
schen Verhältnisse und die Finanzlage ihres Rechtsträ-
gers zu unterrichten. Soweit es zu diesem Zweck erfor -
derlich ist,
1. kann die zentrale Adoptionsstelle Auskünfte, Ein-

sicht in Unterlagen sowie die V orlage von Nachwei-
sen verlangen;

2. dürfen die mit der Prüfung beauftragten Bediensteten
Grundstücke und Geschäftsräume innerhalb der übli-
chen Geschäftszeiten betreten; das Grundrecht der
Unverletzlichkeit der W ohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen V erfü-
gungen der zentralen Adoptionsstelle haben keine auf-
schiebende Wirkung.“

4. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Das Ergebnis der Ermittlungen bei den Adoptions-
bewerbern und bei der Familie des Kindes ist den je-
weils Betroffenen mitzuteilen.“

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 bis 4
ersetzt:

„(2) Die örtliche Adoptionsvermittlungsstelle
(§ 9a), in deren Bereich sich die Adoptionsbewerber
gewöhnlich aufhalten, übernimmt auf Ersuchen einer
anderen Adoptionsvermittlungsstelle (§ 2 Abs. 1
und  2) die sachdienlichen Ermittlungen bei den
Adoptionsbewerbern.

(3) Auf Antrag prüft die örtliche Adoptionsvermitt-
lungsstelle die allgemeine Eignung der Adoptionsbe-
werber mit gewöhnlichem Aufenthalt in ihrem Be-
reich zur Annahme eines Kindes mit gewöhnlichem
Aufenthalt im Ausland. Hält die Adoptionsvermitt-
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lungsstelle die allgemeine Eignung der Adoptionsbe-
werber für gegeben, so verfasst sie über das Ergebnis
ihrer Prüfung einen Bericht, in dem sie sich über die
rechtliche Befähigung und die Eignung der Adop-
tionsbewerber zur Übernahme der mit einer interna-
tionalen Adoption verbundenen Verantwortung sowie
über die Eigenschaften der Kinder äußert, für die zu
sorgen diese geeignet wären. Der Bericht enthält die
zu der Beurteilung nach Satz 2 erforderlichen An-
gaben über die Person der Adoptionsbewerber , ihre
persönlichen und familiären Umstände, 

 

ihren Ge-
sundheitsstatus

 

, ihr soziales Umfeld und ihre Be-
weggründe für die Adoption. Den Adoptionsbewer -
bern obliegt es, die für die Prüfung und den Bericht
benötigten Angaben zu machen und geeignete Nach-
weise zu erbringen. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.
Der Bericht wird einer von den Adoptionsbewerbern
benannten Empfangsstelle zugeleitet; Empfangsstelle
kann nur sein:
1. eine der in § 2a Abs. 3 und § 15 Abs. 2 genannten

Stellen oder
2. eine zuständige Stelle mit Sitz im Heimatstaat.

(4) u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. u n v e r ä n d e r t

lungsstelle die allgemeine Eignung der Adoptionsbe-
werber für gegeben, so verfasst sie über das Ergebnis
ihrer Prüfung einen Bericht, in dem sie sich über die
rechtliche Befähigung und die Eignung der Adop-
tionsbewerber zur Übernahme der mit einer interna-
tionalen Adoption verbundenen Verantwortung sowie
über die Eigenschaften der Kinder äußert, für die zu
sorgen diese geeignet wären. Der Bericht enthält die
zu der Beurteilung nach Satz 2 erforderlichen An-
gaben über die Person der Adoptionsbewerber , ihre
persönlichen und familiären Umstände, ihre Krank-
heitsgeschichte, ihr soziales Umfeld und ihre Beweg-
gründe für die Adoption. Den Adoptionsbewerbern
obliegt es, die für die Prüfung und den Bericht benö-
tigten Angaben zu machen und geeignete Nachweise
zu erbringen. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. Der
Bericht wird einer von den Adoptionsbewerbern be-
nannten Empfangsstelle zugeleitet; Empfangsstelle
kann nur sein:
1. eine der in § 2a Abs. 3 und § 15 Abs. 2 genannten

Stellen oder
2. eine zuständige Stelle mit Sitz im Heimatstaat.

(4) Auf Antrag bescheinigt die Bundeszentralstelle
deutschen Adoptionsbewerbern mit gewöhnlichem
Aufenthalt im Ausland, ob diese nach den deutschen
Sachvorschriften die rechtliche Befähigung zur An-
nahme eines Kindes besitzen. Die Bescheinigung er -
streckt sich weder auf die Gesundheit der Adoptions-
bewerber noch auf deren sonstige Eignung zur
Annahme eines Kindes; hierauf ist im W ortlaut der
Bescheinigung hinzuweisen. V erweisen die Bestim-
mungen des Internationalen Privatrechts auf ausländi-
sche Sachvorschriften, so ist auch die maßgebende
ausländische Rechtsordnung zu bezeichnen.“

5. § 9 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das W ort „Adoptionshilfe“

durch das Wort „Adoptionsbegleitung“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Soweit es zur Erfüllung der von einem auslän-
dischen Staat aufgestellten Annahmevoraussetzungen
erforderlich ist, können Adoptionsbewerber und 
Adoptionsvermittlungsstelle schriftlich vereinbaren,
dass diese während eines in der Vereinbarung festzu-
legenden Zeitraums nach der Annahme die Entwick-
lung des Kindes beobachtet und der zuständigen
Stelle in dem betref fenden Staat hierüber berichtet.
Mit Zustimmung einer anderen Adoptionsvermitt-
lungsstelle kann vereinbart werden, dass diese Stelle
Ermittlungen nach Satz 1 durchführt und die Er geb-
nisse an die Adoptionsvermittlungsstelle im Sinne
des Satzes 1 weiterleitet.“

6. Nach § 9 werden die folgenden §§ 9a bis 9d eingefügt:
„§ 9a

Örtliche Adoptionsvermittlungsstelle
Die Jugendämter haben die Wahrnehmung der Aufga-

ben nach den §§ 7 und 9 für ihren jeweiligen Bereich si-
cherzustellen.
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§ 9b
Vermittlungsakten

(1) Aufzeichnungen und Unterlagen über jeden ein-
zelnen V ermittlungsfall (V ermittlungsakten) sind, ge-
rechnet vom Geburtsdatum des Kindes an, sechzig Jahre
lang aufzubewahren. W ird die Adoptionsvermittlungs-
stelle aufgelöst, so sind die Vermittlungsakten der Stelle,
die nach § 2 Abs. 1 Satz 3 oder Satz 4 ihre Aufgaben
übernimmt, oder der zentralen Adoptionsstelle des Lan-
desjugendamtes, in dessen Bereich die Adoptionsver -
mittlungsstelle ihren Sitz hatte, zur Aufbewahrung zu
übergeben. Nach Ablauf des in Satz 1 genannten Zeit-
raums sind die Vermittlungsakten zu vernichten.

(2) Soweit die Vermittlungsakten die Herkunft und die
Lebensgeschichte des Kindes betref fen oder ein sonsti-
ges berechtigtes Interesse besteht, ist dem gesetzlichen
Vertreter des Kindes und, wenn das Kind das sechzehnte
Lebensjahr vollendet hat, auch diesem selbst auf Antrag
unter Anleitung durch eine Fachkraft Einsicht zu gewäh-
ren. Die Einsichtnahme ist zu versagen, soweit überwie-
gende Belange eines Betroffenen entgegenstehen.

§ 9c
Durchführungsbestimmungen

(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend wird ermächtigt, im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Justiz durch Rechtsver -
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere
über die Anerkennung und Beaufsichtigung von Adop-
tionsvermittlungsstellen nach § 2 Abs. 2 und den §§ 3
und 4, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der interna-
tionalen Adoptionsvermittlung nach § 2a Abs. 4 und 5,
die sachdienlichen Ermittlungen nach § 7 Abs. 1, die
Eignungsprüfung nach § 7 Abs. 3, die Bescheinigung
nach § 7 Abs. 4, die Adoptionsbegleitung nach § 9 und
die Gewährung von Akteneinsicht nach § 9b sowie über
die von den Adoptionsvermittlungsstellen dabei zu be-
achtenden Grundsätze zu regeln. Durch Rechtsverord-
nung nach Satz 1 können insbesondere geregelt werden:
1. Zeitpunkt, Gliederung und Form der Meldungen

nach § 2a Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2 sowie Satz 2;
2. Anforderungen an die persönliche und fachliche Eig-

nung des Personals einer Adoptionsvermittlungs-
stelle (§§ 3, 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1);

3. Anforderungen an die Arbeitsweise und die Finanz-
lage des Rechtsträgers einer Adoptionsvermittlungs-
stelle (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2);

4. besondere Anforderungen für die Zulassung zur in-
ternationalen Adoptionsvermittlung (§ 4 Abs. 2);

5. Antragstellung und vorzulegende Nachweise im Ver-
fahren nach § 7 Abs. 4;

6. Zeitpunkt und Form der Unterrichtung der Anneh-
menden über das Leistungsangebot der Adoptionsbe-
gleitung nach § 9 Abs. 1.

(2) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 1
kann ferner vorgesehen werden, dass die Träger der staat-
lichen Adoptionsvermittlungsstellen von den Adoptions-
bewerbern für eine Eignungsprüfung nach § 7 Abs. 3
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7. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Adop-
tionsbewerber, bei denen Ermittlungen durchge-
führt wurden, bereit und geeignet sind, ein schwer
vermittelbares Kind aufzunehmen, sofern die
Adoptionsbewerber der Unterrichtung der zen-
tralen Adoptionsstelle zustimmen.“

oder für eine internationale Adoptionsvermittlung Ge-
bühren sowie Auslagen für die Beschaf fung von Urkun-
den, für Übersetzungen und für die Vergütung von Sach-
verständigen erheben. Die Gebührentatbestände und die
Gebührenhöhe sind dabei zu bestimmen; für den einzel-
nen V ermittlungsfall darf die Gebührensumme 2 000
Euro nicht überschreiten. Solange das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend von der
Ermächtigung nach Absatz 1 Satz 1 in V erbindung mit
Satz 1 keinen Gebrauch gemacht hat, kann diese durch
die Landesregierungen ausgeübt werden; die Landesre-
gierungen können diese Ermächtigung durch Rechtsver -
ordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.

§ 9d
Datenschutz

(1) Für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung per -
sonenbezogener Daten gilt das Zweite Kapitel des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe, dass
Daten, die für Zwecke dieses Gesetzes erhoben worden
sind, nur für Zwecke der Adoptionsvermittlung oder
Adoptionsbegleitung, der Anerkennung, Zulassung oder
Beaufsichtigung von Adoptionsvermittlungsstellen, der
Überwachung von V ermittlungsverboten, der V erfol-
gung von Verbrechen oder anderen Straftaten von erheb-
licher Bedeutung oder der internationalen Zusammenar -
beit auf diesen Gebieten verarbeitet oder genutzt werden
dürfen. Die Vorschriften über die internationale Rechts-
hilfe bleiben unberührt.

(2) Die Bundeszentralstelle übermittelt den zuständi-
gen Stellen auf deren Ersuchen die zu den in Absatz 1
genannten Zwecken erforderlichen personenbezogenen
Daten. In dem Ersuchen ist anzugeben, zu welchem
Zweck die Daten benötigt werden.

(3) Die ersuchende Stelle trägt die V erantwortung für
die Zulässigkeit der Übermittlung. Die Bundeszentral-
stelle prüft nur , ob das Übermittlungsersuchen im Rah-
men der Aufgaben der ersuchenden Stelle liegt, es sei
denn, dass ein besonderer Anlass zur Prüfung der Zuläs-
sigkeit der Übermittlung besteht.

(4) Bei der Übermittlung an eine ausländische Stelle
oder an eine inländische nicht öffentliche Stelle weist die
Bundeszentralstelle darauf hin, dass die Daten nur für
den Zweck verarbeitet und genutzt werden dürfen, zu
dem sie übermittelt werden.

(5) Fügt eine verantwortliche Stelle dem Betrof fenen
durch eine nach diesem Gesetz oder nach anderen V or-
schriften über den Datenschutz unzulässige oder unrich-
tige Erhebung, V erarbeitung oder Nutzung seiner perso-
nenbezogenen Daten einen Schaden zu, so finden die §§ 
und 8 des Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung.“

7. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird  aufgehoben. Der bisherige Absatz 3

wird Absatz 2.
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b) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Im Einzelfall kann die zentrale Adoptionsstelle die
Vermittlung eines Kindes selbst übernehmen.“

8. u n v e r ä n d e r t

9. u n v e r ä n d e r t

10. u n v e r ä n d e r t

11. u n v e r ä n d e r t

Artikel 4

u n v e r ä n d e r t

b) Der neue Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Im Einzelfall kann die zentrale Adoptionsstelle die
Vermittlung eines Kindes selbst übernehmen.“

8. Dem § 11 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Unterlagen der in Artikel 16 des Adoptionsüberein-
kommens genannten Art sind der zentralen Adoptions-
stelle zur Prüfung vorzulegen.“

9. Die Überschrift des V ierten Abschnitts wird wie folgt
gefasst:
„Vierter Abschnitt.
Übergangsvorschriften“ 

10. Die §§ 15 und 16 werden wie folgt gefasst:
„§15

Weitergeltung der Berechtigung 
zur Adoptionsvermittlung

(1) Eine vor dem 1. Januar 2002 erteilte Anerken-
nung als Adoptionsvermittlungsstelle gilt vorläufig fort
Sie erlischt, wenn nicht bis zum 31. Dezember 2002 er-
neut die Anerkennung beantragt wird oder , im Falle
rechtzeitiger Antragstellung, mit Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung über den Antrag.

(2) Hat eine vor dem 1. Januar 2002 anerkannte Adop-
tionsvermittlungsstelle internationale Adoptionsvermitt-
lung im Verhältnis zu einem bestimmten Staat ausgeübt
und hat sie ihre Absicht, diese Vermittlungstätigkeit fort-
zusetzen, der zentralen Adoptionsstelle des Landesju-
gendamtes angezeigt, so gelten Absatz 1 sowie § 4
Abs. 2 Satz 4 entsprechend. § 4 Abs. 2 Satz 2 dieses Ge-
setzes sowie § 1 Abs. 3 des Adoptionsübereinkommens-
Ausführungsgesetzes bleiben unberührt.

(3) Die staatlichen Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2
Abs. 1) haben sicherzustellen, dass die Anforderungen
des § 3 vom 1. Januar 2003 an erfüllt werden.

§ 16
Anzuwendendes Recht

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Änderung
dieses Gesetzes an richtet sich die weitere Durchfüh-
rung einer vor dem Inkrafttreten der Änderung begon-
nenen Vermittlung, soweit nicht anders bestimmt, nach
den geänderten Vorschriften.“

11. Die §§ 17 bis 22 werden aufgehoben.

Artikel 4

Änderung sonstigen Bundesrechts

(1) § 14 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe f des Rechtspflege geset-
zes vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), das zuletzt
durch … geändert worden ist, wird nach dem Wort „sowie“
wie folgt gefasst:
„die Entscheidungen nach § 1751 Abs. 3, § 1764 Abs. 4,
§ 1765 Abs. 2 des Bür gerlichen Gesetzbuchs, nach § 56f
Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit und nach dem Adoptionswirkungs-
gesetz vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle
dieses Gesetzes]“
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Nr. Gebühren

„8 Tätigkeiten der Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption (§ 1 Abs. 1 des 
Adoptionsübereinkommens-Ausführungs-
gesetzes, § 2a Abs. 4 Satz 1 des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes) 

Die Gebühren werden auch erhoben, wenn 
die Bundeszentralstelle entsprechende 
Tätigkeiten auf Grund einer Rechts-
verordnung nach § 2a Abs. 4 Satz 2 des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes wahrnimmt.
a) Mitwirkung bei Übermittlungen 

an die zentrale Behörde des Heimatstaates 
(§ 4 Abs. 6 des Adoptionsüberein-
kommens-Ausführungsgesetzes, § 2a 
Abs. 4 Satz 2 des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

10 bis 
150 
EUR

Die Gebühr wird in einem Adoptions-
vermittlungsverfahren nur einmal erhoben.

b) Bestätigungen nach § 9 des 
Adoptionsübereinkommens-Ausführungs-
gesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

40 bis 
100 
EUR

c) Bescheinigungen nach § 7 
Abs. 4 des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

40 bis 
100 
EUR“

(2) Dem § 43b Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröf fent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgender Satz angefügt:

„Kommen ausländische Sachvorschriften zur Anwendung,
so gilt er gänzend § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Adop-
tionswirkungsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes].“

(3) Nach Nummer 7 der Anlage zur V erordnung über
Kosten im Bereich der Justizverwaltung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 363-1, veröf fent-
lichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgende Nummer 8 angefügt:  

(4) Artikel 22 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. September 1994 (BGBl. I S. 2494, 1997 I S. 1061), das
zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgende Absätze werden angefügt:

„(2) Die Folgen der Annahme in Bezug auf das V er-
wandtschaftsverhältnis zwischen dem Kind und dem An-
nehmenden sowie den Personen, zu denen das Kind in
einem familienrechtlichen V erhältnis steht, unterliegen
dem nach Absatz 1 anzuwendenden Recht.

(3) In Ansehung der Rechtsnachfolge von Todes wegen
nach dem Annehmenden, dessen Ehegatten oder V er-
wandten steht der Angenommene ungeachtet des nach

Nr. Gebühren

„8 Tätigkeiten der Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption (§ 1 Abs. 1 des 
Adoptionsübereinkommens-Ausführungs-
gesetzes, § 2a Abs. 4 Satz 1 des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes) 

Die Gebühren werden auch erhoben, wenn 
die Bundeszentralstelle entsprechende 
Tätigkeiten auf Grund einer Rechts-
verordnung nach § 2a Abs. 4 Satz 2 des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes wahrnimmt.
a) Mitwirkung bei Übermittlungen 

an die zentrale Behörde des Heimatstaates 
(§ 4 Abs. 6 des Adoptionsüberein-
kommens-Ausführungsgesetzes, § 2a 
Abs. 4 Satz 2 des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

10 bis 
150 
EUR

Die Gebühr wird in einem Adoptions-
vermittlungsverfahren nur einmal erhoben.

b) Bestätigungen nach § 9 des 
Adoptionsübereinkommens-Ausführungs-
gesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

40 bis 
100 
EUR

c) Bescheinigungen nach 
§ 7 Abs. 4 des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

40 bis 
100 
EUR“
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Artikel 5

u n v e r ä n d e r t

Artikel 6

u n v e r ä n d e r t

den Absätzen 1 und 2 anzuwendenden Rechts einem nach
den deutschen Sachvorschriften angenommenen Kind
gleich, wenn der Erblasser dies in der Form einer Verfü-
gung von Todes wegen angeordnet hat und die Rechts-
nachfolge deutschem Recht unterliegt. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Annahme auf einer ausländischen
Entscheidung beruht. Die Sätze 1 und 2 finden keine An
wendung, wenn der Angenommene im Zeitpunkt der An-
nahme das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte.“
(5) In § 35 Abs. 1 Satz 4 des Sozialgesetzbuchs – Allge-

meiner Teil – vom 1 1. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015),
das zuletzt durch … geändert worden ist, werden nach dem
Wort „Gemeindebehörden“ die Wörter „sowie die anerkann-
ten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adop-
tionsvermittlungsgesetzes)“ eingefügt.

(6) In § 59 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kin-
der- und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni
1990, BGBl. I S. 1163, 1166) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3546), das zu-
letzt durch … geändert worden ist, wird nach Nummer 4 fol-
gende Nummer 5 eingefügt:
„5. die Bereiterklärung der Adoptionsbewerber zur An-

nahme eines ihnen zur internationalen Adoption vorge-
schlagenen Kindes (§ 7 Abs. 1 des Adoptionsüberein-
kommens-Ausführungsgesetzes) zu beurkunden,“

Artikel 5

Neufassung des Adoptionsvermittlungsgesetzes

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend kann das Adoptionsvermittlungsgesetz in der
vom 1. Januar 2002 an geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekannt machen.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Januar
2002 in Kraft. Am Tage nach der Verkündung treten in Arti-
kel 2 der § 5 Abs. 2 des Adoptionswirkungsgesetzes, in Arti-
kel 3 Nr . 2 der § 2a Abs. 4 Satz 2 des Adoptionsvermitt-
lungsgesetzes und in Artikel 3 Nr. 6 der § 9c des Adoptions-
vermittlungsgesetzes in Kraft.
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Bericht der Abgeordneten Margot von Renesse, Ronald Pofalla, 
Volker Beck (Köln), Rainer Funke und Sabine Jünger

I. Überweisung und Stellungnahmen 
der mitberatenden Ausschüsse

Der Deutsche Bundestag hat die Gesetzentwürfe der Bundes-
regierung auf den Drucksachen 14/5437 und 14/601 1 in sei-
ner 170. Sitzung vom 17. Mai 2001 beraten und zur federfüh-
renden Beratung dem Rechtsausschuss und zur Mitberatung
dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
überwiesen. Den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf der
Drucksache 14/4932 hat der Deutsche Bundestag in seiner
146. Sitzung vom 25. Januar 2001 in erster Lesung beraten
und zur federführenden Beratung dem Rechtsausschuss und
zur Mitberatung dem Innenausschuss und dem Ausschuss für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend überwiesen.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend hat die Vorlagen in seiner 68. Sitzung am 20. Juni 2001
beraten. Er hat einstimmig beschlossen, die Annahme der
Gesetzentwürfe auf den Drucksachen 14/5437 und 14/601 1
zu empfehlen. W eiterhin hat der Ausschuss einvernehmlich
beschlossen zu empfehlen, den Antrag auf der Drucksache
14/4932 für erledigt zu erklären.

Der Innenausschuss hat den Antrag auf der Drucksache
14/4932 in seiner 64. Sitzung vom 4. Juli 2001 beraten und
einvernehmlich für erledigt erklärt.

II. Beratung im federführenden Ausschuss

Der Rechtsausschuss hat die Vorlagen in seiner 86. Sitzung
vom 20. Juni 2001 und in seiner 93. Sitzung vom 4. Juli
2001 beraten. Er hat einstimmig empfohlen, dem Gesetzent-
wurf auf Drucksache 14/5437 zuzustimmen.

Ebenfalls einstimmig hat der Ausschuss beschlossen zu
empfehlen, dem Gesetzentwurf auf Drucksache 14/601 1 in
der Fassung der oben abgedruckten Zusammenstellung zu-
zustimmen. Weiterhin hat der Rechtsausschuss zu diesem
Gesetzentwurf beschlossen zu empfehlen, die Begründung
zu § 3 Abs. 2 Satz 2 AdV ermiG (Drucksache 14/601 1,
S. 52) um den Halbsatz „…, wie dies beispielsweise bei in-
tegrierten Adoptions- und Pflegekindervermittlungsstelle
der Fall ist.“ zu er gänzen. Auf diese W eise soll die in der
Praxis entstandene Unsicherheit, ob die V ermittlung von
Kindern in Pflegefamilien im erhältnis zur Adoptivver -
mittlung als eine verwandte Tätigkeit zu bewerten sei, posi-
tiv beantwortet werden.

Der Rechtsausschuss hat weiterhin einvernehmlich be-
schlossen zu empfehlen, den Antrag der Fraktion der CDU/
CSU auf Drucksache 14/4932 für erledigt zu erklären.

III. Zur Begründung der Beschlussempfehlung

Im Folgenden werden lediglich die vom Rechtsausschuss
beschlossenen Änderungen gegenüber der ursprünglichen
Fassung des Gesetzentwurfs erläutert. Soweit der Aus-
schuss den Gesetzentwurf unverändert angenommen hat,
wird auf die jeweilige Begründung in der Drucksache
14/6011, S. 15 ff. verwiesen.

Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 2 AdÜbAG)
Artikel 8 des Adoptionsübereinkommens verpflichtet di
zentralen Behörden, unmittelbar oder mit Hilfe staatlicher
Stellen alle geeigneten Maßnahmen zu tref fen, um unstatt-
hafte Vermögens- oder sonstige Vorteile im Zusammenhang
mit einer Adoption auszuschließen und den Zielen des Über-
einkommens zuwiderlaufende Praktiken zu verhindern. Die
Koordination dieser Aufgabe soll nur dem Generalbundes-
anwalt und den zentralen Adoptionsstellen der Landesju-
gendämter obliegen, nicht den anerkannten Auslands-
vermittlungsstellen in freier T rägerschaft und nicht den ört-
lichen Adoptionsvermittlungsstellen der Jugendämter.

Zu Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Satz 5 
AdVermiG-E)

Die Änderung erfolgt auf Anregung des Saarlands, das die
Aufgaben der örtlichen Adoptionsvermittlungsstelle dem
Landesjugendamt übertragen möchte (vgl. Nummer 5 der
Stellungnahme des Bundesrates).

Zu Artikel 3 Nr. 4 Buchstabe b (§ 7 Abs. 3 Satz 3 
AdVermiG-E)

Die Änderung trägt dem Bedenken des Bundesrates Rech-
nung, Adoptionsbewerber könnten Anstoß an dem Begrif f
„Krankheitsgeschichte“ nehmen, der aus der Übersetzung des
Artikels 15 des Adoptionsübereinkommens übernommen
wurde. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden.

Zu Artikel 3 Nr. 7 (§ 10 Abs. 2 und 3 AdVermiG-E)
Gemäß § 11 Abs. 1 Nr . 1 AdV ermiG sind die zentralen
Adoptionsstellen verpflichtet, die Adoptionsvermittlungs
stellen bei ihrer Arbeit zu unterstützen, wenn ein Kind
schwer zu vermitteln ist. Der neu gefasste § 10 Abs. 2
AdVermiG-E stellt sicher, dass den zentralen Adoptionsstel-
len gemeldet wird, wenn Adoptionsbewerber bereit sind,
ein schwer vermittelbares Kind aufzunehmen und mit der
Meldung an das Landesjugendamt einverstanden sind.
Durch diese Neufassung des Absatzes 2 der V orschrift be-
hält diese wie in ihrer derzeit geltenden Fassung drei Ab-
sätze. Absatz 3 Satz 3 wird wie vom Regierungsentwurf
vorgeschlagen neu gefasst.

Berlin, den 4. Juli 2001
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